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			Straflosigkeit beklagt

			Gedenken an das AMIA-Attentat vor 23 Jahren
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			Zahlreiche Menschen heben Bilder der Opfer des Anschlags auf das AMIA-Zentrum. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Die Straflosigkeit zerstört das Vertrauen in das Justizsystem.“ Agustín Zbar, der neue Vorsitzende des jüdischen Sozialwerks AMIA, beklagte einmal mehr, dass die Verantwortlichen für den Terroranschlag auf das Gemeindezentrum im Jahr 1994 immer noch nicht zur Rechenschaft gezogen sind. Am Dienstag um Punkt 9.53 Uhr versammelten sich auch in diesem Jahr zahlreiche Menschen an der Straße Pasteur 633, wo sich am 18. Juli vor 23 Jahren das blutige Geschehen ereignete, bei dem 85 Menschen ums Leben kamen. 

			„Das Attentat hat eine blutige Wunde hinterlassen, die Straflosigkeit heißt“, sagte Zbar. Der Schmerz sei so noch schlimmer und der Weg für weitere Verbrechen dieser Art werde so geebnet, meinte der AMIA-Vorsitzende. 

			Er würdigte den Einsatz des Sonderstaatsanwalts Alberto Nisman. Der mit der Untersuchung des Anschlags betraute Jurist war vor zweieinhalb Jahren tot in seinem Appartement aufgefunden worden. Bis heute sind die Umstände nicht geklärt. „Alberto Nisman hat seine Pflicht erfüllt. Sein Tod ist mit der Causa AMIA eng verknüpft.“

			Zbar forderte, dass die Interpol-Haftbefehle gegen die einstigen iranischen Funktionäre, die die argentinische Justiz als Hintermänner der Tat ausgemacht hat, nicht aufgehoben werden. „Wir verfolgen aufmerksam, welche diplomatischen Bemühungen unternommen werden, um die internationalen Haftbefehle der Kategorie Alarmstufe Rot zu erneuern.“

			Der AMIA-Funktionär bezeichnete das Iran-Memorandum, das die Kirchner-Regierung mit der Regierung in Teheran 2013 vereinbart hatte, als „beschämend“. Lob gab es in diesem Zusammenhang für die Macri-Regierung: „Wir vertrauen der Regierung, die sofort das beschämende Abkommen aufgehoben hat, dass sie alle Anstrengungen unternimmt, damit der Iran die argentinische Gerichtshoheit in der Angelegenheit anerkennt“, so Zbar.

			Die Regierung war bei der Gedenkveranstaltung vertreten durch Kabinettschef Marcos Peña, die Minister Germán Garavano (Justiz) und Sergio Bergman (Umwelt) sowie Claudio Avruj, den Staatssekretär für Menschenrechtsangelegenheiten.
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			Immer mehr Obdachlose

			23 Prozent mehr als im Vorjahr / Kluft zwischen Arm und Reich größer
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			In Buenos Aires wurden offiziell zuletzt 1066 Menschen registriert, die auf der Straße leben. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - In Buenos Aires gibt es immer mehr Obdachlose. Dies belegen Zahlen, die die Stadtregierung Anfang der Woche bekannt gab. Demnach sei die Zahl derjenigen, die auf der Straßen leben, zwischen April 2016 und April dieses Jahres von 866 auf 1066 gestiegen. Dies entspricht einem Anstieg um 23 Prozent. 

			Nicht-Regierungsorganisationen gehen indes von einer deutlich höheren Dunkelziffer aus. Sie meinen, die statistische Erfassung der Obdachlosen durch die Stadtregierung sei nur oberflächlich. Folgt man einer Untersuchung, die unabhängige Sozialaktivisten im Mai durchführten, sind es in der Hauptstadt sogar 4500 Personen, die kein Dach über dem Kopf haben.

			Ein Einwand, den man seitens der Stadt nicht gelten lassen will. So sagte Guadalupe Tagliaferri, die städtische Ministerin für soziale Entwicklung, gegenüber der Zeitung „Clarín“: „Wir zählen die Menschen, die wirklich auf der Straße leben.“ Jemand, der tagsüber als Cartonero (Müllsammler) durch die Straßen ziehe, aber nachts wisse, wo er schlafen könne, zähle nicht dazu, so Tagliaferri. Wenn man die verschiedenen Gruppen vermische, komme man auf höhere Zahlen. Jedoch könne man so keine Politik entwickeln, die auf jede Gruppe spezifisch zugeschnitten sei, meinte die Ministerin.

			Die Stadtregierung führt die Zählung der Obdachlosen stets im April durch, um so die Vorbereitungen für die Winterhilfe, die sich vom 1. Juni bis 31. August erstreckt, besser planen zu können. Laut offiziellen Angaben hätten 50 Einsatzteams die gesamte Stadt durchkämmt, um so zu verlässlichen Zahlen zu kommen.

			Die Obdachlosigkeit ist möglicherweise aber lediglich der Extremfall einer gesellschaftlichen Ungleichheit, die sich zusehends stärker ausprägt. So ergab eine Untersuchung der Forschungsgruppe Centro Periferia, dass sich zwischen 2015 und 2017 die Kluft zwischen dem ärmsten und dem reichsten Zehntel der Gesellschaft landesweit um 23 Prozent vergrößert habe. 

			Als Gründe dafür, dass die ärmeren Schichten immer weiter abgehängt werden, nennen die Forscher die Zerstörung von Arbeitsplätzen in der Industrie, den Kaufkraftverlust, dem Löhne, Renten und Sozialhilfen ausgesetzt sind, sowie den beginnenden Abbau von Arbeitnehmerrechten. „In Argentinien verfestigt sich der Trend, dass die Einkommen immer ungleicher verteilt sind“, hieß es seitens der Forscher.
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			Die Woche in Argentinien

			Kirchner-Steuerberater verhaftet

			Die Ermittlungen im Fall „Los Sauces“ ziehen immer weitere Kreise. Am Montag nahm die Polizei in Río Gallegos Víctor Manzanares, den langjährigen Steuerberater der Familie Kirchner, fest. Bundesrichter Claudio Bonadio verdächtigt Manzanares, Anordnungen der Justiz unterlaufen zu wollen. Konkret geht es um den Vorwurf, der Steuerberater habe Gelder abzweigen wollen, die die Justiz im Zusammenhang mit Immobilien der Kirchners blockiert hatte. So soll er Mieter angewiesen haben, Mietzahlungen auf das private Konto von Carlos Sancho, dem Kirchner-treuen Ex-Gouverneur von Santa Cruz, zu überweisen. Manzanares wurde zunächst in der Polizeistation von Río Gallegos festgesetzt, um danach ins Strafgefängnis Ezeiza (Provinz Buenos Aires) überführt zu werden. Die Verteidigung des Steuerberaters forderte umgehend, ihren Mandanten auf freien Fuß zu setzen. Schließlich habe sich dieser der Justiz immer zu Verfügung gestellt. Bislang wurde dem Antrag nicht entsprochen.

			Betrüger festgenommen

			Eine Betrügerbande, die es vor allem auf das Hab und Gut von Rentnern abgesehen hatte, ist der Polizei vor wenigen Tagen ins Netz gegangen. Insgesamt sollen die Täter, die zur Gemeinschaft der Gitanos (Sinti und Roma) gehören, ihre wenigstens 30 Opfer um 9 Millionen Pesos erleichtert haben. Als Bandenchefin gilt eine Frau, Patricia M., die den Spitznamen „Die Prinzessin“ trägt. Die Kriminellen gaben bei Anrufen vor, Bankangestellte zu sein. Sie schürten dabei Angst, die Ersparnisse der alten Leute seien angesichts einer herannahenden Wirtschaftskrise auf normalen Konten nicht mehr sicher und boten an, Geld und Wertgegenstände in angeblich sicheren Tresors zu lagern. So kam es, dass die Opfer den Tätern ihr Hab und Gut freiwillig aushändigten. Eine andere Masche war die vorgetäuschte Entführung von Verwandten, für deren „Befreiung“ dann Geld erpresst wurde. Um das Geld weißzuwaschen, kaufte die Bande Luxusautos, die sie in einem Geschäft in Río Gallegos wieder verkauften.

			Verbrennung von Kokain 

			An der Verbrennung eines der größten Kokainfunde in der Geschichte des Landes will auch Präsident Mauricio Macri teilnehmen. „Den Kampf gegen die Drogen ist aufwendig und wird uns noch viele Jahre beschäftigen“, sagte Macri im Vorfeld der Aktion. Wie die Polizei am Dienstag mitteilte, handelt es sich um rund 1800 Kilo Kokain. Den größten Teil entdeckten die Ermittler vor einem Monat in Bahía Blanca. Bei dem Fund im Wert von insgesamt über 60 Millionen Dollar handelt es sich um den größten seit 25 Jahren in Argentinien. Die Ermittler vermuten, dass die Gegend um Bahía Blanca Drogenkartellen als Drehscheibe dient, um das Kokain per Luft und Landweg weiter zu transportieren. 17 Verdächtige seien bisher festgenommen worden, bei vier von ihnen soll es sich um Mitglieder des mexikanischen Drogenkartells von Michoacán handeln.

			Tote durch Kältewelle

			Eine Kältewelle hat in den letzten Tagen bereits fünf Todesopfer gefordert, wie die Nachrichtenagentur Télam berichtete. In Patagonien wurden teils bis zu minus 25 Grad gemessen. Starker Schneefall brachte vielerorts den Verkehr zum Erliegen. Besonders betroffen waren der Westen von Río Negro, Chubut und Neuquén. In Bariloche, dem beliebten Touristenort am Fuße der Anden, wurde am frühen Sonntagmorgen mit minus 25,4 Grad der tiefste Temperaturwert seit Beginn der Wetteraufzeichnungen registriert. Die Nationalstraße 237 zwischen Piedra Del Águila und Bariloche sowie die Nationalstraße 40 beim Abschnitt “De los siete lagos” mussten aufgrund der widrigen Witterung gesperrt werden. Der Betrieb des Flughafens in Bariloche wurde von den Schneefällen zeitweise beeinträchtigt.

			Azurduy-Denkmal wird umgesetzt

			Es ist erst zwei Jahre her, dass das Juana-Azurduy-Denkmal im Beisein der damaligen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und deren bolivianischen Amtskollegen Evo Morales hinter der Casa Rosada eingeweiht wurde. Nun soll das Monument zu Ehren der Freiheitskämpferin aus Bolivien, für das das einstige Kolumbus-Denkmal weichen musste, schon wieder umgesetzt werden. Als neuer Platz ist der Vorhof des Kirchner-Kulturzentrums (CCK) vorgesehen. Hinter dem Präsidentenpalast soll stattdessen eine Parkanlage (Parque del Bajo) entstehen. Dies entschied vor wenigen Tagen das Stadtparlament mit knapper Mehrheit. Die neue Fraktionsgemeinschaft „Vamos juntos“, zu der Macris PRO-Partei und die Bürgerliche Koalition (Coalición Cívica) von Elisa Carrió gehören, sowie einige peronistische Abgeordnete setzten sich gegen die Stimmen des Kirchner-Lagers und der Fraktion von Martín Lousteau durch. Die geplante Grünanlage soll auf einer Fläche von 102.000 Quadratmetern die Plaza Perón vor dem alten Zollamt, den Park vor dem Verteidigungsministerium, die Plaza Colón hinter der Casa Rosada sowie den Bereich vor dem CCK miteinander verbinden. (AT/mc/dpa)
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			Die Justizkorruption

			Ein gutes Rechtssystem ist ein wesentlicher Bestandteil einer modernen Gesellschaft und eine Voraussetzung für wirtschaftlichen Fortschritt. Argentinien verfügt formell über eine moderne Rechtsordnung, die nicht viel anders als in fortgeschrittenen Ländern ist. Aber in der Praxis ist es nicht so: Die Prozesse dauern viel zu lang, und es besteht auch viel Korruption. Bei der Verkürzung der Dauer der Gerichtsverfahren müsste zunächst darauf geachtet werden, dass die gesetzlich vorgesehenen Fristen eingehalten werden, die viele Richter schlicht ignorieren, und dann sind auch Reformen der Gesetze notwendig.

			Die Korruption ist jedoch ein viel wichtigeres und schwierigeres Problem. Es besteht Korruption, wenn die Richter ihre Urteile so gestalten, dass sie Freunde begünstigen oder politisch tendenziös sind, weil der Richter einer politischen Gruppierung verpflichtet ist, Vielfach fallen sie gegen Zahlung eines Schmiergeldes auch so aus, wie es der Zahler wünscht. 

			Die Verfassungsreform von 1994 hat einen Richterrat geschaffen, der sich mit dieser Problematik befassen muss. Einmal prüft der Rat die Anwärter auf einen Richterposten und schlägt dem Senat dann drei Kandidaten vor, von denen dieser einen wählt. Das verhindert willkürliche Ernennungen. Doch wichtiger ist, dass der Rat auch Klagen gegen Richter und Staatsanwälte prüft und diese absetzen kann. Doch das Gesetz über die Zusammensetzung des Richterrates wurde von Néstor Kirchner so geändert, dass die Regierung und ihre Partei an Einfluss gewann, womit der Rat politisiert und in seiner eigentlichen Funktion gestört wurde. 

			Die Macri-Regierung konnte somit die Justiz nicht bereinigen. Es gelang dem Rat nicht einmal, den Richter Eduardo Freiler abzusetzen, der einen Vermögensüberschuss von umgerechnet einer Million Dollar aufweist, den er mit seinem Einkommen nicht erklären kann. Es besteht kaum ein Zweifel, dass er das Geld mit gekauften Urteilen erworben hat. Bei der Abstimmung im Rat stimmte der Vertreter des Senats (der zur Cristina-Gruppe gehört) gegen die Absetzung, ohne eine vernünftige Begründung. Freiler hatte eben bei bestimmten Prozessen Cristina K. begünstigt. Es bleibt zu hoffen, dass sich die Zusammensetzung des Rates nach den Wahlen ändert, mit Mitgliedern, die objektiv und nicht politisch handeln. Im Grunde müsste jedoch das Kirchner-Gesetz außer Kraft gesetzt und das ursprüngliche wieder eingeführt werden. Viele Richter, die unter den Kirchner-Regierungen Befehle von Néstor und Cristina befolgt haben, sollten abgesetzt werden. Freiler ist erst der Beginn einer Säuberung, die viel weitreichender sein muss.

			Jetzt ist der Fall der Vorsitzenden der Staatsanwälte, Alejandra Gils Carbó, aufgekommen, gegen die ein gerichtliches Verfahren eingeleitet wurde, wobei sie dennoch im Amt verbleibt. Wirklich eigenartig! Gils Carbó hatte einmal Cristina K. und ihre Bande bei deren Korruptionsprozessen über treue Staatsanwälte begünstigt. Als Staatsanwalt Campagnoli vor einigen Jahren rebellierte, hat sie ihn abgesetzt, was jedoch eine so sichtbare Verfolgung war, dass die Justiz dies dann rückgängig machte.

			Doch dann ist sie einen Schritt weiter gegangen und hat für ihren eigenen Wohlstand gesorgt. Sie hat ein Gebäude für ihr Amt gekauft, zu einem überhöhten Preis, wobei eine Maklerprovision von 18% des Preises gezahlt wurde (normalerweise sind es höchstens 3%), die ein nachweisbares Schmiergeld enthält. Der Kauf erfolgte zwar durch Ausschreibung, aber diese enthielt Bedingungen, die klar für dieses Gebäude zurechtgeschnitten waren, wie ein unnötiger Konferenzsaal von 100 Quadratmetern. Die Absetzung von Gils Carbó wäre ein klares Zeichen, dass es auch bei der Justiz eine grundsätzliche Änderung gibt.
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			Im Blickfeld: Erdogan außer Kontrolle

			Von Stefan Kuhn

			Schon wieder eine rote Linie überschritten. Man braucht gar nicht mitzuzählen, es wird nicht die letzte sein, die die deutsche Bundesregierung nach jeder Provokation des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan zieht. Deutschland protestiert, zieht aber keine ernsthaften Konsequenzen. Berlins Handlungsspielraum ist auch relativ begrenzt, denn Erdogan hat ein Faustpfand: das Flüchtlingsabkommen zwischen der EU und der Türkei. Wenn der türkische Präsident dieses aufkündigt, ist Europa und vor allem Deutschland in ernsthaften Problemen.

			Stoppen muss man den türkischen Großsultan. Appelle an die Vernunft, Aufrufe zur Mäßigung haben bisher nichts gebracht. Wenn er Deutschland „Nazi-Methoden“ vorwirft, weil kommunale Instanzen Politikern seiner Partei Auftritte untersagen, ist das zwar beleidigend, aber so lächerlich, dass sich Erdogan damit nur selbst blamiert. In Deutschland werden keine kritischen Medien geschlossen, Journalisten und oppositionelle Politiker verhaftet. Es gibt keine politischen Säuberungen. Das geschieht derzeit im Nato-Land Türkei. Natürlich hat Erdogan hier eine rote Linie überschritten. Es war allerdings ausreichend, ihn darauf hinzuweisen.

			Dass die Türkei deutschen Parlamentariern den Besuch von in der Türkei stationierten Bundeswehrsoldaten verweigert, wiegt schon schwerer. Im Grunde genommen ist dies eine Reaktion auf die Armenien-Resolution des Bundestags. Vor gut einem Jahr hatte das deutsche Parlament die Verbrechen des türkischen Staates an den Armeniern als Völkermord bezeichnet. Ob das sinnvoll war, sei dahingestellt. Erdogans Reaktion ist jedoch sinnlos. Er hindert deutsche Parlamentarier daran, ihre Arbeit zu machen und gefährdet dadurch eine militärische Mission, die auch dem Schutze seines Landes dient. Deutschland verlegt die in der Türkei stationierten Aufklärungsflugzeuge jetzt vom türkischen Incirlik nach Jordanien. Auf das vergangene Woche verhängte Besuchsverbot bei denen in Konya im Rahmen einer Nato-Mission stationierten deutschen Soldaten hat Berlin noch nicht reagiert. Doch es scheint, als ob nicht einmal die Nato Erdogan zur Vernunft bringen könnte.

			Dass der Möchtegern-Sultan Erdogan zum Opfer der europäischen und vor allem deutschen Satiriker geworden ist, kann man nachvollziehen, obwohl seine Politik für die Betroffenen alles andere als lustig ist. Aber durch seine harsche Reaktion auf ein harmloses Spottlied hat er sich selbst zum Politclown der Welt gemacht und weitaus derbere Späße provoziert. Er will aber partout nicht verstehen, dass in anderen Staaten Meinungs- und Kunstfreiheit gelten. In der Türkei wurden schon Kinder wegen Präsidentenbeleidigung verhaftet, weil sie ein Erdogan-Plakat verunstaltet hatten. Der Präsident ist schnell beleidigt. Die Bundesregierung reagierte besonnen auf die selbst schon satirischen Ausfälle Erdogans wegen der ihm gewidmeten Satire-Beiträge. Darüber entscheide in Deutschland die Justiz, und die sei unabhängig, erklärte man in Berlin.

			Das ist in Ankara angekommen. Erdogan ließ die Retourkutsche starten. Anfang des Jahres wurde der deutsch-türkische Journalist Deniz Yücel wegen Terrorverdachts verhaftet. Yücel hatte in Deutschland Artikel veröffentlicht, in denen er Informationen der türkischen Hackergruppe „RedHack“ verwendet hatte. Die linksgerichtete Gruppe gilt in der Türkei als Terrororganisation. Yücel wird deswegen „Mitgliedschaft in einer Terrororganisation“ vorgeworfen. Forderungen aus Deutschland, Yücel freizulassen, entgegnet Erdogan, die sei eine Angelegenheit der Justiz. Dabei kaschiert er allerdings nicht im geringsten, dass er diese Justiz unter Kontrolle hat. So erklärt er öffentlich, dass man den „Terroristen“ Yücel nie freilassen werde.

			„Terror“ ist einer der dehnbarsten politischen Begriffe. Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 in den USA wird er geradezu inflationär verwendet. Mit „Terrorismus“ kann man fast alles rechtfertigen. Es wird willkürlich verhaftet, gefoltert, gemordet. Aber selbst in gestandenen Demokratien wie Deutschland entblöden sich Politiker nicht, die Gewaltexzesse auf dem G20-Gipfel in Hamburg als „Linksterrorismus“ zu bezeichnen. Damit verunglimpfen sie die wirklichen Terroropfer.

			Erdogan benutzt den Begriff wie fast alle autoritären Potentaten. Wer gegen ihn ist, ist ein Terrorist. Darunter fallen nicht nur Anhänger der islamistischen Gülen-Bewegung, die er für den Militärputsch vor einem Jahr verantwortlich macht, sondern alle seine Kritiker. Diese Woche wurde bekannt, dass auch neben anderen auch ein deutscher Menschenrechtsaktivist verhaftet wurde. Auch ihm wird „Terrorismus“ vorgeworfen. Der Berliner Peter Steudtner hatte in der Türkei einen Workshop über abhörsichere Kommunikation geleitet. Deutschland reagierte diplomatisch hart. Der türkische Botschafter wurde in Außenministerium einbestellt. Außenminister Sigmar Gabriel (SPD) hatte dafür seinen Urlaub unterbrochen.

			Natürlich muss mehr geschehen, denn damit kann man Erdogan nicht in die Schranken weisen. Es gibt viele Vorschläge, die von Reisewarnungen bis zum Abbruch der EU-Beitrittsverhandlungen reichen. Helfen kann aber nur eine Alternative zum Flüchtlingspakt, denn der ist Erdogans Faustpfand. Stoppen muss man ihn, denn er ist außer Kontrolle. Am Mittwoch wurde bekannt, dass die Türkei den deutschen Behörde eine Liste von „Terrorhelfern“ übergeben hat. Darunter sind auch Großunternehmen wie Daimler und BASF.
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			Randglossen

			Der Wahlkampf hat begonnen. Präsident Mauricio Macri hat die Minister seines Kabinetts entlassen, die als Kandidaten seiner Koalition „Cambiemos“ für Senatoren und Deputierte antreten, damit sie sich dem Wahlkampf voll widmen können. Entscheidend für die zukünftige Zusammensetzung des Senats und der Deputiertenkammer ist für die Regierungspartei eine Zunahme der Volksvertreter in beiden Kammern, wofür auch die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, mit persönlichem Einsatz wirbt. Die Opposition verhält sich gespalten. Florencio Randazzo steht für einen Zweig der gespaltenen Peronisten, wogegen Expräsidentin Cristina Fernández de Kirchner sich für einen Senatsposten in der Provinz Buenos Aires bewirbt und hierfür außerhalb der peronistischen Partei eine eigene Liste, genannt „Unión Ciudadana“, in den Wahlkampf schickt. Wenn zwei sich streiten, freut sich der Dritte, nämlich Macri mit seiner Partei.

			Selbst wenn er es gut meint, geht es daneben. „Sie haben sich so gut gehalten“, wollte US-Präsident Donald Trump Frankreichs First Lady Brigitte Macron schmeicheln. Dazu machte er auch noch Bewegungen mit den Händen, als würde er die Form ihrer Hüften nachzeichnen. Madame dürfte vom präsidialen Gesülze wenig amüsiert gewesen sein, denn der Altersunterschied zwischen ihr und ihrem Emmanuel war schon im Wahlkampf thematisiert worden. In den sozialen Medien stritt man sich tagelang ob das jetzt ein Kompliment oder eine sexistische Äußerung war. Das ist überflüssig, denn Trump kann beides nicht unterscheiden. Anzügliche Bemerkungen über Frauen hält er generell für Komplimente.

			Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, den türkischen Präsidenten Erdogan mit Appellen oder gar Sanktionsdrohungen zur Vernunft bringen zu wollen. Man kann ihn nur stoppen, in dem man ihn bei seiner Achillesferse packt: seiner Reizbarkeit. Mit der Rumpelstilzchen-Methode könnte man ihn stoppen. Ein Reisewarnung für die Türkei hätte zwar keinen wirtschaftlichen Effekt, weil vernünftige Menschen das Land eh meiden. Zum einen wegen der Terrorgefahr, zum anderen, weil man selbst wegen Terrorismus verhaftet werden könnte. Es würde Erdogan allerdings bis aufs Blut reizen, wenn die Türkei mit Staaten wie Syrien oder Nordkorea in einen Topf geworfen wird. Dazu noch einige satirische Beiträge, und der Sultan würde wie Rumpelstilzchen vor Wut platzen. Der Nachteil der Methode: Sie ist unmenschlich und letal, und die Geschichte von Rumpelstilzchen ist nur ein Märchen.
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			Stagnierende Beschäftigung

			Das Statistische Amt (INDEC) hat diese Woche Zahlen über die Beschäftigung im 1. Quartal 2017 bekanntgegeben, und dabei die Beschäftigten nach Gruppen aufgeteilt. Die Entwicklung war wie folgt:
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			Von der Gesamtbevölkerung von schätzungsweise 43 Mio. Einwohnern arbeiten somit 46,15%. Dieser Koeffizient ist im Vergleich zu anderen Ländern niedrig. Es sollten mindestens 50% sein. Dies heisst jedoch nicht, dass die nicht als Beschäftigte registrierten nichts tun. Ein grosser Teil sind Hausfrauen, die sich um den Haushalt kümmern, und andere befassen sich mit eigenen Gemüse- und Obstgärten, und oft auch mit Hühnerzucht. In anderen Fällen leisten sie gelegentlich bestimmte Tätigkeiten.

			Die statistische Erfassung der Schwarzarbeiter (die 22,61% der Beschäftigen darstellen)  beruht auf ihrn Aussagen bei der Umfrage des INDEC bei Haushalten. Viele befürchten dabei, Schwierigkeiten zu haben, wenn sie die Wahrheit sagen, so dass sie angeben, nicht beschäftigt zu sein. Das INDEC hatte vor enger Zeit einen Koeffizienten von 32% für die Schwarzarbeit angegeben.  

			Man müsste schliesslich noch die Unterbeschäftigten hinzufügen, die nur wenige Stunden pro Woche arbeiten und somit in Wirklichkeit auch arbeitslos sind, obwohl sie in obiger Statistik als Selbtsständige eingetragen sind.

			Die leichte Zunahme bei den Selbstständigen ist u.a. darauf zurückzuführen, dass das Kindergeld auch auf diese Beschäftigten ausgedehnt wurde, und dass die Stufen berichtigt wurden, so dass sich mehr Selbstständige, die schwarz arbeiten, als Einheitssteuerzahler eingetragen haben.  

			In Kürze sollen die Zahlen für das 2. Quartal veröffentlicht werden, die angeblich keine grosse Änderungen verzeichnen sollen.
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			Staatsfinanzen im 1. Halbjahr

			Schatzminister Nicolás Dujovne kündigte am Mittwoch an, dass das Plansoll des 1. Halbjahres 2017 eingehalten worden sei. Das primäre Defizit (ohne Zinsen auf die Staatschuld) betrage 1,5% des Bruttoinlandsproduktes, was 0,5 Prozentpunkte weniger als vorgesehen sei. In absoluten Zahlen waren es $ 144,29 Mrd., $ 50,71 Mrd. unter dem Plansoll von $ 195 Mrd. Für ganz 2017 ist ein primäres Defizit von 4,2% des BIP vorgesehen, das laut Dujovne voraussichtlich nicht erreicht werde. Für 2018 soll das Defizit dann auf 3,2% des BIP sinken, und 2019 auf 2,2%.

			Die Einnahmen lagen mit $ 945,83 Mrd. um 32% über dem Vorjahr. Dieses gute Ergebnis war u.a. eine Folge von Einnahmen aus der Weisswaschung von $ 43 Mrd., die im 2. Halbjahr nicht mehr auftreten.

			Die gesamten Ausgaben, einschliesslich Aufwendungen für Staatsinvestitionen, aber ohne Zinsen, lagen mit $ 1,09 Mrd. um 31,5% über dem Vorjahr. Bei einer Inflation, die im interanuellen Vergleich der beiden Halbjahre 28% betrug, fand somit eine reale Erhöhung von Ausgaben und Einnahmen statt. 

			Die Ausgaben der eigentlichen Staatsverwaltung  stiegen um 36,1% auf $ 195,21 Mrd, die Kapitalausgaben um 30,6% auf $ 104,79 Mrd., und die Überweisungen an die Provinzen um 96,3% auf $ 31,30 Mrd. während die Subventionen für öffentliche Dienste um 5,1% auf $ 92,13 Mrd. abnahmen. Den Provinzen wurden viel mehr Mittel für den Lehrerfonds und für Deckung des Defizites der provinziellen Pensionskassen als im Vorjahr überwiesen.

			Die Hälfte der Ausgaben des Nationalstaates entfällt auf den sozialen Bereich. Für Pensionen, Hinterbliebenenrenten und Gnadenrenten wurden $ 423,33 Mrd. aufgewendet, 41% mehr als im Vorjahr. Für verschiedene Sozialprogramme (Progresar, Argentina Trabaja u.a) wurden $ 110,30 Mrd. eingesetzt, 39% mehr als im Vorjahr. 

			Das echte (als “finanziell” bezeichnete) Defizit lag im 1. Halbjahr 2017 mit $ 255,55 Mrd. um 43,4% über dem Vorjahr. Das ist darauf zurückzuführen, dass die Zinslast um 70% auf $ 111,26 Mrd. stieg. Streng genommen sollte man jedoch die Abhebung des ZB-Gewinnes und der Betrag, der aus dem Rentnerfonds der ANSeS stammt, die als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich im Wesen um finanzielle Zuwendungen handelt, zum Defizit hinzurechnen, das somit höher ausfällt.

			 

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,46, gegen $ 17,27 eine Woche zuvor und $ 17,40 vor zwei Wochen. Zwischendurch war der Kurs diese Woche zeitweilig auf $ 15,57 gestiegen. Der Schwarzkurs, der jetzt eine minimale Bedeutung hat, schloss zu $ 17,82. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 47,67 Mrd., gegen u$s 48,32 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29.6.2018 bei $ 20,27, was einen Jahreszinssatz von 18,16% zum Ausdruck bringt. Das bedeutet, dass am Finanzmarkt nicht mit einem Abwertungssprung gerechnet wird.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Kursverlust von 3,55%, lag jedoch um 26,92% über Ende 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere wiesen in einer Woche zum Mittwoch leichte Haussen und Baissen auf. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: +0,69%; Argentina 2021: +0,42%; Argentina 2026: -0,09%: Argentina 2046: -0,15%; Bonar 2024: -0,22%.

			*** 

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 397,66 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 385), und bei 24 Karat zu $ 569,08 ($ 550).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 17.07.17 um 23,44%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten Im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 30,23% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen zum 17.7.17 um 23,45% auf $ 1,68 Bio., und die gesamten Bankkredite nahmen um 27,60% auf $ 1,10 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 91,42% auf $ 29,51 Mrd., und die Dollarkredite um101,86% auf $ 13,60 Mrd. Während die Kredite im Pesobereich 65,48% der Depositen ausmachen, waren es im Dollarbereich nur 46,08%, obwohl es hier bis zu 80% sein können.

			***

			Anlässlich der Eröffnung der 131. landwirtschaftlichen Ausstellung der “Sociedad Rural Argentina” auf dem Gelände von “La Rural” in Palermo, erklärte Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile, der mit dem Verbandspräsidenten Luis Miguel Etchevere, mit Kabinettschef Marcos Peña und dem Chef der Stadtverwaltung von Buenos Aires, Horacio Rodriguez Larreta, anwesend war, dass die diesjährige Ernte von Getreide und Ölsaat, die bald beendet werde, einen Rekord von 137 Mio. Tonnen erreicht, mehr als die 130 Mio. Tonnen, die bisher vorgesehen waren. Beim Weizen sind es dieses Jahr 18,3 Mio. Tonnen und beim Mais 49 Mio. Tonnen Dieses Ergebnis sei erreicht worden, obwohl sich 18 Provinzen wegen Überschwemmungen im Notzustand befinden. Die formelle Einweihung der Ausstellung, bei der die preisgekrönten Stiere bekanntgegeben werden, und Etchevere eine Rede hält, ist für Samstag, den 29. Juli vorgesehen.

			***

			Transportminister Guillermo Dietrich erklärte, die Tarife für die interne Luftfahrt seien durchschnittlich in den letzten anderthalb Jahren um ca. 20% gesunken. Er wies darauf hin, dass der bestehende Grundtarif nicht abgeschafft werde, wie es die “low cost-Gesellschaften” fordern, die jetzt zugelassen werden sollen. Dietrich wies darauf hin, dass diese Mindesttarife seit anderthalb Jahren eingefroren seien, so dass sie real schon um 35% abgenommen haben. Gegenwärtig entfallen 77% des internen Luftverkehrs auf Aerolineas Argentinas und ihre Tochterfirma Austral, fast 20% auf die chilenische LAN und fast 4% auf Andes. Beiläufig wies Mario Dell’Aqua, Präsident von AA, darauf hin, dass das Unternehmen im ersten Halbjahr 2017 6,2 Mio. Passagiere befördert habe, 13% mehr als im Vorjahr, wobei vorgesehen sei, dass die Zahl der Flugsitze in dieser Wintersaison um 24% über dem Vorjahr liege. Im 2. Halbjahr ist vorgesehen, dass drei weitere Luftfahrtgesellschaften (American Jet, Alas del Sur und Andes) den regelmäßigen Flugdienst auf bestimmten Strecken aufnehmen.

			***

			Die ZB hat am Donnerstag der Vorwoche den Zinssatz für Lebac-Wechsel auf 34 Tage auf 26,45% angesetzt, gegen 25,5%, die sie bei der Ausschreibung vom 19.6.17 für Lebac auf 28 Tage gezahlt hatte. Bei der Ausschreibung vom 18.4.17 waren es noch 24,25% gewesen. Auch die Zinssätze für längere Fristen wurden in der Vorwoche erhöht: 26,2% auf 69 Tage, 25,95% auf 97 Tage, 25,7% auf 160 Tage, 25,35% auf 223 Tage und 25,3% auf 251 Tage.

			***

			Die argentinische Regierung hat in der Vorwoche der US-Wertpapierkommission (Securities & Exchange Comission, SEC) die Dokumente vorgelegt, die zwecks Ausgabe von Staatstiteln in Höhe von u$s 12,5 Mrd. erforderlich sind. Dies soll zukünftige Ausgaben von Titeln decken. Bisher hat der argentinische Staat schon Schulden in Dollar für u$s 10 Mrd. ausgegeben.

			***

			Eine Prüfung der INDEC-Methoden durch die nationale Universität La Plata, hat entdeckt, dass im April 2007 ein geheimes Programm bei der Berechnung des Indices der Konsumentenpreise eingeführt wurde, das bei Preisen, die stark gestiegen waren, automatisch eine Beschränkung der Zunahme einführte. Es handelt sich um eine offene Fälschung des Indices, was ein Verbrechen darstellt, für das sich jetzt an erster Stelle der damalige Handelssekretär Guillermo Moreno verantworten muss, der dies angeordnet hat, und dann auch Beatriz Paglieri, die im INDEC direkt für diesen Index verantwortlich war. Gegen Moreno läuft schon ein Prozess, der jetzt mit dem Gutachten der Universität La Plata eine noch solidere Grundlage erhält.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC weist für Juni eine Zunahme von 1,9% aus, womit er in 6 Monaten 2017 um 7,5% und in 12 Monaten zum Juni um 14,2% gestiegen ist. Im Juni hat sich der Abwertungssprung ausgewirkt, der bei diesem Index mehr Gewicht als bei dem der Konsumentenpreise hat. Die Grossistenpreise stiegen bei primären Produkten im Juni um 3,5%, bei Strom um 7,4% und bei Industrieprodukten um 1,4%.

			***

			Wie hohe Beamte des Schatzministeriums bekanntgegeben haben, ist die Wirtschaftsleistung im 1. Halbjahr 2017 im interannuellen Vergleich schätzungsweise um 2% gewachsen, wobei man für ganz 2017 mit einer BIP-Zunahme von 3% rechne.

			***

			Die Bundesregierung hat mit der der Provinz Chaco vereinbart, dass sie 61% der Finanzierung der zweiten Wasserleitung in jener Provinz übernimmt, deren Bau 18 Monate stillgestanden hat und jetzt wieder aufgenommen wird. Die Provinz muss 39% finanzieren, die sie mit einem Kredit des föderalen Treuhandfonds für regionale Infrastruktur aufbringt. Die Leitung hat 510 km., von denen schon 315 vollzogen wurden. In den trockenen Gebieten der Provinz Chaco ist die Wasserzufuhr wesentlich für das menschliche Leben, aber auch für Bewässerung von Gemüsepflanzungen u.dgl.

			***

			Die Umsätze innerhalb des Programms “Ahora 12”, das Zahlungen in 12 Monatsraten erlaubt, erreichten im Juni einen Rekord von 3,96 Mio. Käufen, 73% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In Werten waren es $ 10,04 Mrd., 81% über dem Vorjahr. 

			***

			Der Konsum von Schweinefleisch lag im 1. Halbjahr 2017 bei 17,1 kg. pro Einwohner, berichtet der Verband der Schweinezüchter. Der Konsum ist in den letzten Jahren stark gestiegen, nachdem Schweinefleisch relativ billiger wurde und der Preis heute um 22,1% unter dem durchschnittlichen Rindfleischpreis liegt, während er bis vor kurzem höher war. Der Preis für Schweinefleisch stieg im 1. Halbjahr um 5,2%, weniger als halb so viel wie die allgemeine Preissteigerung, die laut INDEC 11,8% betrug. Das ist auch darauf zurückzuführen, dass der Preis für Mais um 15,2% abnahm, und für Sojabohne um 8,9%. Der Import nahm im 1. Halbjahr um 79,4% zu und deckt schon 11% des Binnenkonsums. Dennoch nahm die lokale Produktion um 7% auf 330.770 Tonnen zu.

			***

			Der staatliche Betreiber von Fernverbindungssatelliten Arsat hat einen Absichtsbrief über gemeinsames Unternehmen mit der US-Firma Hughes abgeschlossen, um den dritten Satelliten für diesen Zweck zu erzeugen, in den Raum zu platzieren und zu betreiben, der Arsat 3 benannt wird und vom Unternehmen Newco betrieben werden soll, das zu 51% Hughes und zu 49% Arsat gehört. Hughes wird die Finanzierung beitragen, so dass der Staat keine Mittel für diesen Zweck aufwenden wird. Die lokale Firma Invap (die dem Provinzstaat von Rio Negro gehört und 1976 von der Militärregierung gebildet wurde), die schon zwei Satelliten von Arsat hergestellt hat, soll auch diesen neuen Satelliten bauen, mit technologischer Unterstützung von Hughes, was voraussichtlich auch die Lieferung von Teilen einschließt. Über Einzelheiten des Abkommens wird noch verhandelt.

			*** 

			Der Import von Bekleidung lag im 5 Monaten 2017 (in Tonnen) um 49% über dem Vorjahr, und der von Schuhen lag um 36% höher, hat die Consulting-Firma Radar (von Paula Español, bis Dezember 2015 Unterstaatssekretärin für Außenhandel) berechnet. Der Import von Nahrungsmitteln und Getränken lag (in Dollar) um 25% über dem Vorjahr, mit besonders hohen Zunahmen bei Trauben, Äpfeln, Wein und Schinken u.dgl. Es fällt auf, dass jetzt Produkte importiert werden, bei denen die lokale Produktion unverkäufliche Überschüsse aufweist.

			***

			Die Leistungsbilanz (Zahlungsbilanz ohne Kapitalüberweisungen in beiden Richtungen) wies im Juni ein Defizit von u$s 1,52 Mrd. aus, viel mehr als in den vorangehenden 5 Monaten dieses Jahres, das vorwiegend auf Zahlungen von Zinsen, Überweisung von Gewinnen und Tourismus zurückzuführen ist. Für Zinsen wurden u$s 970 Mio. gezahlt, die Gewinnüberweisungen betrugen u$s 214 Mio., und der Tourismus wies ein negatives Saldo von u$s 873 Mio. aus. Die Handelsbilanz wies ein positives Saldo von u$s 373 Mio. aus, aber bei Dienstleistungen ergab sich ein negatives Saldo von u$s 740 Mio.

			***

			Wie bekannt wurde, beabsichtigt die Regierung dem Kongress unmittelbar ein Gesetzesprojekt einzubringen, dass sich auf Aufwertung von Aktiven der Unternehmen bezieht. Immobilien, Maschinen und Anlagen, Aktienbesitz und auch nicht materielle Aktiven (Marken und Patente) werden in den Bilanzen zu historischen Werten gebucht. Jetzt soll eine Aufwertung zugelassen werden, wobei auf die Differenz zwischen dem neuen und dem alten Wert eine Steuer von 5% oder eventuell 10% gezahlt werden soll. Dies steht noch zur Diskussion. Die Abschreibungen auf diese Aktiven, die als Kosten gebucht werden, werden dabei entsprechend steigen und den Buchgewinn verringern, was eine geringere Gewinnsteuerzahlung bedeutet. Immobilien werden normalerweise zu 2% jährlich amortisiert, andere Güter in geringeren Fristen und zu höheren Prozenten pro Jahr. Das Schatzministerium sträubt sich hingegen, die Inflationskorrektur der Steuerbilanzen, die von 1978 bis 1991 galt (und nur aufgehoben, aber nicht abgeschafft wurde), wieder einzuführen. Das neue System kann für Industrieunternehmen mit hohen Aktiven eventuell günstiger sein, aber beim Handel ist es allgemein umgekehrt.

			***

			Die Ausschreibungen für öffentliche Bauten des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden lagen im ersten Halbjahr 2017 mit einem Gesamtwert von $ 144,68 Mrd. um 197% über den $ 48,66 Mrd. der gleichen Vorjahresperiode, hat die Consultig-Firma Gomez Nieto Consultores ermittelt. Durchschnittlich waren es dieses Jahr $ 3.440 pro Einwohner, gegen $ 1.160 im Vorjahr. Doch in Tierra del Fuego waren es ca. $ 11.000 pro Einwohner, gefolgt von San Juan mit ca. $ 10.000 und Córdoba mit ca. $ 8.000, während es in der Provinz Buenos Aires nur $ 2.537 waren.

			***

			Das Direktorium der ZB hat beschlossen, den Banken zu erlauben, Besitzer von Unternehmen zu sein, die nicht von der ZB regulierte Kredite erteilen. Das bezieht sich auf solche, die kleine Barkredite, oder finanzielle Dienste über eine Online-Plattform gewähren. Die einzige Bedingung ist die, dass diese Unternehmen keine Depositen aufnehmen dürfen, was nur den Banken gestattet wird.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP, das das Steueramt und das Zollamt umfasst, hat durch Beschluss 4094 den Artikel des Gesetzes aus dem Jahr 2013 reglementiert, der bestimmt, dass Gewinne bei Börsengeschäften, die von Personen getätigt werden, die nicht im Land wohnhaft sind, mit 15% besteuert werden. Dies gilt jetzt für Geschäfte, die ab 23.9.2013 durchgeführt worden sind. Dieser AFIP-Beschluss hat sich sofort negativ auf die lokale Börse ausgewirkt. 

			***

			Die ZB hat den Zinssatz für Lebac bei der Ausschreibung vom Dienstag auf 28 Tage von 26,25% auf 26,50% angehoben. Die ZB erhielt Offerten für $ 476,27 Mrd, von denen sie $ 467,62 Mrd. angenommen hat. Da Lebac für $ 532,02 Mrd. verfielen, hat sich der Bestand um $ 64,40 Mrd. verringert. Vom Gesamtbetrag der am Dienstag untergebrachten Lebac entfallen $ 306,72 Mrd. auf 28 Tage, $ 72,72 Mrd. auf 63 Tage, $ 62,47 Mrd. auf 91 Tage, $ 6,31 Mrd. auf 154 Tage, $ 4.71 Mrd. suf 2017 Tage und $ 14,64 Mrd. auf 273 Tage. Die Zinsen waren bei längeren Fristen niedriger, bis zu 25,35% bei 273 Tagen.

			***

			ZB-Präsident Federico Sturzenegger erklärte, das BIP sei im 1. Quartal um 1,1% gegenüber dem 4. Quartal 2016 gestiegen, und im 2. Quartal 2017 um 0,99% gegenüber dem ersten, was interanuelle Zunahmen von 4,3%, bzw. 4% ergibt. 

			***

			In den Provinzen Buenos Aires, La Pampa, Córdoba und Santa Fé stehen 6 Mio. ha. ganz oder teilweise unter Wasser. Dies haben Satellitenaufnahmen ergeben, die Pablo Ginestet durchgeführt hat, der Spezialist auf diesem Gebiet ist und für die nationale Kommission für landwirtschaftlichen Notstand tätig ist. Ganz überschwemmt sind 2 Mio. ha., und teilweise überschwemmt oder noch mit Wasser durchtränkt die restlichen 4 Mio. ha. Die 6 Mio. ha umfassen 16% der Fläche, die 2017/18 mit Getreide und Ölsaaten gesät werden soll. Dennoch rechnet die Consulting-Firma Agritrend mit 37,3 Mio. ha. gesäter Fläche, 1,2 Mio. ha mehr als in der Periode 2016/17. Die hohen Regenfälle haben die Bedingungen für den Ackerbau in den trockenen Grenzgebieten der feuchten Pampa verbessert, die jetzt auch dank direkter Aussaat leichter bearbeitet werden können.

			***

			Der Stromkonsum der großen Verbraucher lag im Juni 21017 um 7,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, und die Nachfrage der Stromverteiler (Edesur, Edenor u.a.) war um 3,8% niedriger, hat CAMMESA mitgeteilt, das Staatsunternehmen, das den Grossistenmarkt für Strom betreibt. Die großen Verbraucher stellen laut dieser Quelle 28% des landesweiten Stromverbrauchs dar.

			***

			Vier Erdölunternehmen haben am Dienstag ein Abkommen über Erdöl- und Gasausbeutung im Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, abgeschlossen, bei dem sie beabsichtigen u$s 1,15 Mrd. bis 2021 zu investieren. Dies haben Vertreter von YPF, Total Austral, Pan American Energy und Wintershall Energía zusammen mit dem Gouverneur von Neuquén, Omar Gutierrez, bekanntgegeben. In den Jahren 2014 und 2015 haben diese Unternehmen schon ca. u$s 500 Mio. in Vaca Muerta investiert. Die Provinz hat den genannten Firmen jetzt eine Konzession auf 35 Jahre erteilt, gemäß den Bedingungen, die im Gesetz 27.007 vom Oktober 2014 enthalten sind.

			***

			Die Banco Nación bietet in einer bezahlten Anzeige Kredite für verschiedene Zwecke für einen Gesamtbetrag von $ 35 Mrd. an, zu Zinsen von 15% in Pesos, 2% in Dollar und 5% plus Wertberichtigung bei indexierten UVA-Krediten. 

			***

			Die ZB hat mit der chinesischen Volksbank der Republik eine Erneuerung des Swap-Geschäftes für drei Jahre vereinbart. Der erste Swap-Vetrag wurden 2009 für umgerechnet u$s 10,2 Mrd. unterzeichnet. 2014 wurde der Vertrag erneuert und der Betrag auf u$s 11 Mrd. erhöht. Dieses Mal lautet der Betrag auf 70 Mrd. Yuan, was umgerechnet etwas über u$s 10 Mrd. ausmacht. Als Gegenleistung muss die ZB den entsprechenden Pesobetrag bei der chinesischen Bank deponieren. Die abgehobenen Yuan müssen in 12 Monaten zurückgezahlt werden. China hat mit vielen Ländern Geschäfte dieser Art abgeschlossen, mit dem Ziel, dass dabei der Yuan als eine Referenzwährung im internationalen Handel und auch eine Reservewährung der Zentralbanken wird. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien wirkt sich die politische Krise auch auf die Wirtschaft aus. Die ZB hat für Mai einen Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit von 0,5% festgestellt, wobei die Abnahme in einem Jahr 2,23% ausmacht. Der Industrieverband von Sao Paulo wies darauf hin, dass das erste Quartal 2017 positiv und das zweite negativ ausgefallen sei. Dass die schwache Erholung unterbrochen wurde, ist nach einem BIP-Rückgang von fast 8% in den Jahren 2015 und 2016 besonders schwerwiegend. 

			***

			Boliviens Staatschef Evo Morales sieht für sein Land wegen der rasant steigenden Weltmarktpreise für den Rohstoff Lithium goldene Zeiten anbrechen: „Wir werden eine große Lithium-Industrie aufbauen, über u$s 800 Mio. stehen dafür bereit“, .Nach Tests mit einer Pilotanlage soll nun eine große Förderanlage im Salzsee von Uyuni errichtet werden, wo die größten Vorkommen der Welt liegen. Der Rohstoff gilt als das „weiße Gold“: Er wird für die Batterien von Elektroautos, für die Speicheranlagen von überschüssigem Solarstrom und für Mobiltelefon-Akkus gebraucht. Bisher wird der Lithiummarkt von Chile und Argentinien dominiert, aber Bolivien hat mit geschätzt 9 Mio. Tonnen die größten Reserven. Bisher wird aber kaum etwas gefördert, auch weil der Salzsee von Uyuni die größte Tourismusattraktion des Landes ist. Auf rund 40 Quadratkilometern entsteht in Uyuni derzeit ein Komplex zum Abbau von Lithium und Kaliumchlorid, das für den Düngemitteleinsatz verwendet wird - diese Anlage wird bereits von einem Unternehmen aus China gebaut. (dpa)

			****

			Geschäftsnachrichten

			Arcor

			Diese bedeutende Lebensmittelfirma gab einen Beitrag von $ 700 Mio. an Zucamor bekannt, die sie unlängst für u$s 128,5 Mio. gekauft hat. Zucamor erzeugt Schachteln u.a. Produkte für die Verpackung von Lebensmitteln aus Pappe. 

			Brink’s kauft Maco

			Die US-Firma Brink’s, die sich mit dem Transport von Geldscheinen befasst, hat ihre lokale Konkurrenzfirma Maco für u$s 209 Mio. gekauft. Dieses Unternehmen war in der Bundeshauptstadt und Umgebung, sowie in Mar del Plata tätig, und hatte in den letzten 12 Monaten einen Umsatz von umgerechnet u$s 90 Mio. Brink’s zählt in Argentinien mit einer Belegschaft von 1.400 Personen, mit 16 Filialen und einer Flotte von 600 Lastwagen, die besonders für den Transport von Banknoten ausgerüstet sind. 

			Sancor

			Dieses finanziell notleidende Milchunternehmen, das formell eine Genossenschaft von Landwirten ist, verhandelt mit der neuseeländischen Fonterra über eine Beteiligung, die im Wesen eine Übernahme ist. Fonterra ist der grösste Milchexporteur der Welt, und ist auch eine Genossenschaft, die 12.000 Milchlandwirten gehört. Sieben Fachleute der Firma studieren gegenwärtig die Einzelheiten von Sancor. Obwohl Sancor auch Verhandlungen mit der mexikanischen Lala und der französischen Lactalis führt, steht jetzt Fonterra an erster Stelle. Die Regierung hat dieses Jahr schon $ 450 Mio. beigetragen, um eine Aufgabe von Sancor zu vermeiden. Doch damit ist das Problem nicht gelöst. Inzwischen hat die Gewerkschaft auch eine Forderung über eine Extrazahlung von $ 3.750 pro Arbeitnehmer zurückgezogen und sich mit $ 750 zufrieden gegeben. Doch Fonterra fordert jetzt eine tiefgreifende Änderung desArbeitsvertrages, die vom Arbeitsministerium und auch von der Gewerkschaft geprüft wird. 

			Alpargatas

			Dieses traditionelle lokale Unternehmen, das der Familie Fraser gehörte, und vor Jahren von der brasilianischen Camargo Correa übernommen wurde, die es vor zwei Jahren an die ebenfalls brasilianische J&F für 2,67 Mrd. Real verkaufte, wurde jetzt von dieser an eine Investitionsfirma der Gruppe Itaú verkauft, die umgerechnet leicht über u$s 1 Mrd. für das Kontrollpaket von 54% zahlte. J&F gehört in Brasilien der Familie Batista, die mit ihrer Firma JBS Schlachthöfe betreibt und weltweit auf diesem Gebiet führend ist, aber jetzt in finanzielle Schwierigkeiten geraten ist. Deshalb hat die Firma schon ihre argentinischen Schlachthöfe (Swift u.a.) an die ebenfalls brasilianische Firma Minerva verkauft. Mit dem Verkauf ihrer Beteiligung an Alpargatas führt JBS den Sanierungskurs fort. 

			San Miguel

			Diese Firma, mit Fabrik in Tucumán, die führend auf dem Gebiet der Erzeugung von Zitronensaft ist, hat die peruanische Agrícola Hoja Redonda für u$s 64 Mio. gekauft, der grösste Mandarinenproduzent von Peru, der ausserdem Avocados erzeugt, mit 1.384 ha Zitruspflanzungen und 325 ha., die noch dafür eingesetzt werden sollen. Hinzu kommt dann noch eineVerpackungsanlage. 

			Egger

			Die Tiroler Egger-Gruppe will ein bedeutender Player in Südamerika werden. Erster bedeutender Schritt ist der Kauf eines Werks in Argentinien für u$s 155 Mio. Der Holzkonzern Egger hat die Fabrik für Produktion und Beschichtung von Spanplatten und MDF-Platten der chilenischen Masisa in Concordia, Provinz Entre Ríos, gekauft, aber Masisa behält ihre Forsttätigkeit in Argentinien und wird in Zukunft Egger versorgen. Thomas Leissing, Sprecher der Egger-Gruppenleitung, erklärte, es sei ein günstiger Zeitpunkt, um in Südamerika zu investieren, und sagte “denn Argentinien hat seinen wirtschaftlichen Tiefpunkt durchschritten, wobei es nach den politischen Veränderungen Grund zur Hoffnung gebe, dass die Wirtschaft ihren Erholungskurs fortsetzt”. Masisa ist mit einem Jahresumsatz von u$s 960 Mio. einer der führenden Hersteller und Vertreiber von Holzwerkstoffprodukten in Lateinamerika, es verfügt über 10 Produktionsstandorte für Span- und MDF-Platten in Chile, Argentinien, Brasilien, Venezuela und Mexiko, ein franchise-ähnliches Vertriebsnetzwerk mit 332 Einzelhandelsgeschäften (“Placacentro”), sowie Forstbetrieben mit 198.021 ha. Waldfläche, und beschäftigt 9.000 Mitarbeiter. Das seit 1961 bestehende Familienunternehmen Egger beschäftigt etwa 8.000 Mitarbeiter, Diese stellen europaweit an 17 Standorten eine Produktionspalette aus Holzwerkstoffen (OSB- und MDF-Platten), sowie Schnittholz her. Der Umsatz betrug im Geschäftsjahr 2015/16 E 2,34 Mrd.
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			Die Inflationsbekämpfung wird jetzt schwieriger

			Die Inflationsrate hat sich dieses Jahr gegenüber dem Vorjahr etwa halbiert. Das ist zweifellos ein Erfolg. Doch im Grunde ist es nur eine Rückkehr zu einer Inflation, die in Argentinien als normal betrachtet wird, und mit der die Gesellschaft gelernt hat, sich zurechtzufinden. Die Epoche der Inflation begann in Argentinien 1945 mit dem politischen Aufstieg von General Juan Domingo Perón. Sie erreichte von Mitte 1974 bis Anfang 1991 dreistellige Jahreswerte, mit drei Hyperinflationswellen, jeweils mit Höhepunkten im März 1976, 1989 und 1990, und wurde von einer kurzen Stabilität im Jahr 1952 und dann einer längeren von 1991 bis 2001 unterbrochen. Dabei gab es lange Perioden, in denen die Inflationsrate zwischen 20% und 30% jährlich lag. Es ist somit logisch, dass eine Inflation dieser Größenordnung als normal empfunden wird, und gelernt hat, damit zu leben. Wenn die Inflationsrate 40% übersteigt, treten allerlei Störungen und Konflikte auf, wobei dann auch das Gespenst der Hyperinflation am Horizont erscheint. 

			Der Index der Konsumentenpreise, der allgemein als Inflationsmesser verwendet wird, stieg im Juni um “nur” 1,3%, was als großer Erfolg angesehen wurde. Doch für Juli wird mit etwa 2% gerechnet, und das bereitet berechtigte Sorgen. Die Preise für Benzin und Dieselöl sind um 6% bis 7% erhöht worden, die Tarife der Gesundheitsdienste, die private Anstalten liefern, stiegen um 6%, die Zigarettenpreise um 4%, die Gemeinkosten bei Apartmentgebäuden um 10%, und der Peso wurde zum Dollar um über 7% abgewertet. All dies übertragt sich direkt oder indirekt auf die Preise, umso mehr als die monetäre Expansion mit einer Jahresrate von ca. 25% kein Hindernis dafür darstellt. 

			Die Zentralbank hatte ursprünglich für 2017 eine Inflation von 17% vorgesehen. Das lässt sich auch bei optimistischen Erwartungen für das zweite Halbjahr 2017 gewiss nicht erreichen. Die ZB führt eine Umfrage bei 60 Wirtschaftlern und Banken durch (genannt REM, “relevamiento de expectativas de mercado”), und berechnet dann einen Durchschnitt der Inflationserwartungen. Für ganz 2017 gelangt sie dabei auf 21,5%, was für argentinische Verhältnisse in Ordnung ist. Mit dieser Inflation sollte es keine zusätzlichen Lohnerhöhungen geben, wie sie bei vielen Arbeitsabkommen vorgesehen sind, wenn die Inflation die vereinbarte Lohnerhöhung übersteigt. Die Lohnerhöhungen liegen allgemein zwischen 20% und 25%, so dass es bestenfalls in Ausnahmefällen eine zusätzliche Zulage geben sollte. Die Beruhigung der Lohnfront, zumindest bis März 2018, schafft einen wichtigen Inflationsfaktor ab.

			Für 2018 will die Regierung eine Inflationsrate von ca. 10% erreichen. Diese zweite Halbierung der Inflationsrate ist jedoch viel schwieriger als die erste, die dieses Jahr erreicht wurde. Denn die erste wurde als Rückkehr zur Normalität aufgefasst, während die zweite eine Abweichung von der Normalität darstellt, allerdings in umgekehrter Richtung. Die erste Phase der Inflationssenkung wurde bei gleichzeitiger Umkehrung der Konjunktur erreicht, die nach einer Rezessionsphase im Jahr 2016 jetzt wieder leicht aufwärts geht. Gewiss ist die Erholung mild und wird von vielen Branchen und großen Teilen der Gesellschaft noch nicht als solche empfunden, aber sie ist da, wobei man annehmen kann, dass sie durch die Senkung der Inflationsrate sogar begünstigt wurde.

			Um die Inflation auf 10% zu drücken, müssen die Lohnerhöhungen sich um diese Größenordnung bewegen, was schwer vorstellbar ist, es sei denn, es kommt zu einer neuen Rezessionsphase, die den Gewerkschaften einen tiefen Schrecken einflößt. Das kann sich die Regierung jedoch 2018 politisch nicht leisten, zumal im Anblick der Wahlen von 2019. Seit der Verfassungsreform leben wir in einem Land mit ständigen Wahlen, und das macht auch die Wirtschaftspolitik schwieriger. 

			Doch außerdem kann der Wechselkurs nicht weiter hinter der Inflation zurückbleiben. Im Gegenteil: er müsste sogar den Verlust, den er seit der Abwertung vom Dezember 2015 erlebt hat, zumindest zum Teil aufholen. Die Handelsbilanz weist schon erste Alarmzeichen auf, und die Zahlungsbilanz auch, wegen der zunehmenden Kapitalflucht. Und schließlich ist auch nicht zu erwarten, dass das Defizit der Staatskasse abnimmt. Und dies bedingt die monetäre Expansion, direkt oder indirekt, wenn das Defizit über Auslandskredite gedeckt wird, die die ZB zwingen, den Devisenüberschuss auf dem Markt zu kaufen und dabei mehr Pesos in die Wirtschaft zu pumpen. Und schließlich ist die Erhöhung der Tarife für öffentliche Dienste, um die Subventionen auf ein vernünftiges Maß zu senken, noch nicht beendet. Diese Änderung der relativen Preise zu Gunsten dieser Tarife wirkt auch auf die Preise aus. 

			Die zweite Stabilisierungsstufe erfordert auch, dass die Zinsen sinken, was mit dem Referenzzinssatz beginnt, den die ZB für ihre Lebac-Wechsel und Swapgeschäfte zahlt. Wenn die Inflationsrate abnimmt, aber der Zinssatz auf dem gegenwärtigen Stand verbleibt, dann treten 

			anormal hohe reale Zinsraten auf, die die Wirtschaft nur kurzfristig verkraften kann. Die Regierung müsste die Referenzzinsen schon vorher senken, auch mit der Gefahr, dass die Inflation schließlich höher ausfällt und die Zinsen real stark negativ werden. Bei einer Politik der Anpassung der Zinsen an eine niedrigere Inflation müssen auch die passiven und aktiven Zinsen der Banken gesenkt werden, was sehr schwierig ist und die Gefahr eines massiven Abzugs von Frist- und Spardepositen, und einer höheren Kapitalflucht, mit sich bringt.

			Die Regierung wäre gut beraten, wenn sie nicht alles auf die weitere Senkung der Inflationsrate setzt. Dass der Präsident und andere Sprecher der Regierung die feste Absicht betonen, zu stabilisieren, mit dem Ziel 2019 auf eine einstellige Jahresrate zu gelangen, wenn möglich unter 5%, ist politisch begreiflich. Aber Macri und seine Mannschaft sollten dies nicht ganz glauben, und sich dabei auch um zweierlei kümmern: einmal, dass die Inflation nicht wieder davon springt, und dann, um die Verwaltung der Inflation, so dass man mit einer Inflation von ca. 20% jährlich leben kann und die Wirtschaft dabei weiter um etwa 3% jährlich wächst.

			In diesem Sinn hat die Regierung schon einiges getan. Die ZB hat ein System indexierter Depositen und Kredite eingeführt, mit einem Index, genannt UVA (“Unidad de Valor Ajustable”), der den Index der Konsumentenpreise wiedergibt. Dieser Index wird zunehmend bei Hypothekarkrediten eingesetzt, die in den letzten Monaten sprunghaft zugenommen haben. Jetzt soll er auch bei Krediten für Kfz-Käufe u.a. Zwecke eingesetzt werden. Dieser Index stellt eine Lösung für das Problem dar, das sich bei Inflation mit mittel- und langfrisrigen Krediten stellt. 

			Ebenfalls hat die ZB die Devisenbewirtschaftung weitgehend abgeschafft, und schreitet ständig in dieser Richtung weiter voran. Dies birgt jedoch die Gefahr in sich, dass die Flucht der lokalen Ersparnisse in Konten bei Banken im Ausland weiter zunimmt. Zum Teil wird dieser Tendenz durch Ausgabe von Schatzscheinen in Dollar auf dem lokalen Markt entgegengewirkt. Was jedoch noch fehlt, ist eine Zunahme der Depositen in Dollarkonten bei lokalen Banken. Dies wird heute gehemmt, weil die Möglichkeiten für Dollarkredite auf Geschäfte beschränkt sind, die mit dem Außenhandel zusammenhängen. Die Banken könnten per sofort hohe Dollarkredite vergeben, weil ein großer Teil der Depositen nicht ausgeliehen werden kann. Doch mit mehr Kreditmöglichkeiten könnten die Banken auch höhere Zinsen an die Sparer zahlen und mehr Mittel anziehen, die sonst ins Ausland fließen. Dollarkredite müssten allgemein zugelassen werden, wie es in den 90er Jahren der Fall war, wobei die ZB es den Banken überlassen sollte, wie sie die Zahlungsmöglichkeiten ihrer Kunden im Fall eines Abwertungssprunges einschätzen. Wenn flüssige Mittel bei Banken im Ausland deponiert werden, dann handelt es sich um Kapitalflucht; wenn sie in Dollar bei lokalen Banken deponiert werden, dann handelt es sich um normale Bankdepositen, die für Kredite eingesetzt werden, wobei in diesem Fall das Kursrisiko vom Sparer auf den Kreditnehmer übertragen wird, was das Richtige ist. 

			Die Kapitalflucht hat in Argentinien endemischen Charakter; sie gehört zu den normalen Gepflogenheiten einer inflationsbewussten Gesellschaft. Die Regierung von Cristina K. hat das Problem erkannt und es mit einer strengen Devisenbewirtschaftung behindert, die eine drastische Begrenzung der Kapitalüberweisungen einschloss, die “cepo” genannt wurde und allgemein als negativ empfunden wurde. Die Abschaffung dieser Maßnahme durch Macri wurde daher begrüßt. Doch jetzt muss die Regierung einen Schritt weiter gehen, und sich bemühen, dass die Ersparnisse im Land bleiben, ohne den Sparern zuzumuten, dass sie an den Peso glauben und Abwertungsverluste einfach hinnehmen.

			Argentinien hat faktisch ein Währungssystem, bei dem der Dollar neben dem Peso als Wertbemessungseinheit und dann direkt für viele Transaktionen, an erster Stelle Immobilienübertragungen, eingesetzt wird. Das muss anerkannt werden. Es stört die Stabilisierungspolitik in keiner Weise, aber es wirkt einer Kapitalflucht entgegen, die der Wirtschaft Kapital entzieht, das sie dringend benötigt, die außerdem von Standpunkt der Zahlungsbilanz auf Dauer untragbar ist und mit zu den periodischen Krisen führt, die in der Vergangenheit aufgetreten sind und die Zukunft bedrohen.
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			Die Problematik der Stromversorgung

			Bisher hatte die Macri-Regierung kein Problem mit der Stromversorgung. Das ist auch auf die schwache Konjunktur seiner ersten Periode zurückzuführen. Ebenfalls hat der üppige Regen für gefüllte Staudämme gesorgt, die eine hohe Leistung der Wasserkraftwerke möglich gemacht haben. Und schließlich gab es auch Erweiterungen bei den Wärmekraftwerken. Ebenfalls sei bemerkt, dass es keine großen Pannen bei den Kraftwerken gegeben hat. 

			Auch bei der Stromverteilung, besonders durch Edesur und Edenor im Raum von Groß-Buenos Aires, gab es keine bedeutenden Unterbrechungen der Versorgung, was darauf zurückzuführen ist, dass eine bessere Instandhaltung besteht, und auch Investitionen vollzogen wurden, um eine zunehmende Nachfrage bedienen zu können. Hier hat sich besonders die gute Zusammenarbeit zwischen dem Energiesekretariat und den Unternehmen ausgewirkt, die unter der Macri-Regierung besteht. Unter den Kirchner-Regierungen wurden die privaten Unternehmen, in diesem Fall die Stromverteiler, als Feinde betrachtet, die nur die Verbraucher ausbeuten wollten. Es musste 2012 zu einem gigantischen Stromausfall in der Bundeshauptstadt kommen, bis die Regierung die für Instandhaltung und größere Reparaturen notwendigen Mittel bereitstellte. 

			Die Unternehmen der Stromwirtschaft sind von Entscheidungen der Regierung abhängig, die Tarife, Subventionen u.a. Bedingungen festsetzt, so dass sie im Wesen nur Betreiber sind, denen eine Marge für Deckung ihrer Kosten und Instandhaltung zugestanden wird, bei der auch ein Gewinn übrig bleiben sollte. Obwohl immer noch eine Rahmenordnung fehlt, die bestimmt, wie die Marge berechnet wird, die den Unternehmen die notwendige Rechtssicherheit für ihre Tätigkeit und ihre Investitionen gibt, besteht ein vernünftiger Dialog, der es erlaubt hat, dass das System ordentlich funktioniert. In diesem Sinn wirkt es positiv, dass viele Minister u.a. hohe Beamte dieser Regierung aus der Unternehmerwelt kommen. 

			Das Energie- und Bergbauministerium hat jetzt ein Investitionsprogramm ausgearbeitet, das eine unmittelbare Erhöhung der Gesamtkapazität der Kraftwerke um 20% vorsieht und mittelfristig mit Investitionen von ca. u$s 10 Mrd. rechnet. Investitionen von zwischen u$s 2,6 und u$s 3 Mrd., um die Kapazität um 2.848 MW zu erhöhen, befinden sich schon in Gang. Der größte Teil davon soll noch in diesem Jahr in Betrieb genommen werden, womit die Stromnachfrage des kommenden Sommers gesichert wäre. Die Finanzierung dieser Investitionen, und auch anderer auf diesem Gebiet, stellt grundsätzlich der Staat bereit, der für diesen Zweck auch Kredite erhält, jetzt von China und dann auch von der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank. Doch Privatunternehmen tragen auch dazu bei, wobei die Mitwirkung privater Firmen dazu führt, dass die Investitionen technisch besser und billiger vollzogen werden, als wenn sie allein der Staat plant und durchführt. Der Effizienzbeitrag privater Unternehmen verringert dabei auch die finanzielle Belastung für den Staat. Auch das haben die Kirchners nicht verstanden.

			Die Macri-Regierung hat auch ein Programm für den zunehmenden Einsatz erneuerbarer Energien aufgenommen, das auf großes Interesse privater Unternehmen stieß, obwohl die Rechnung dabei nur mit einem staatlichen Beitrag und einem vorbestimmten und vom Staat garantierten Preis aufgeht. Und dabei muss man sich in Argentinien immer fragen, ob der Staat seine Verpflichtungen einhält. Was in anderen Ländern selbstverständlich ist, ist es in Argentinien eben nicht.

			Argentinien bietet in Patagonien besonders gute Bedingungen für Windkraftwerke, und im Norden für Sonnenanlagen für Stromgewinnung. Dies sind die zwei Hauptbereiche dieser “sauberen” Energiegewinnung, wobei das neue Programm jedoch auch kleinere Wasserkraftwerke und Kraftwerke, die Bioenergie nutzen, einschließt. Eigentlich müsste man noch Meereskraftwerke und geothermische Kraftwerke hinzufügen. Doch diese haben vorläufig keine Bedeutung.

			Bei Windkraftwerken hängt die Wirtschaftlichkeit grundsätzlich von zwei Faktoren ab: den Kapitalkosten, also dem Zinssatz für die Kredite, mit denen die Werke finanziert werden, und dann der Windstärke. Der erste Faktor ist in Argentinien nicht so günstig wie in den USA, der EU u.a. Ländern. Zwei bis drei Prozentpunkte mehr sind bei der Kostenrechnung keine Kleinigkeit. Aber beim zweiten kann in den sogenannten “Windkorridoren” in Patagonien eine Leistung erreicht werden, die u.a. die deutscher Windkraftwerke mehr als verdreifacht, was die Stromkosten spürbar senkt. Schließlich wurde auch die Technologie der Windkraftwerke verbessert, so dass diese jetzt pro KwSt. billiger geworden sind. Dennoch sollen die Kosten pro KwSt. angeblich über denen eines traditionellen Gas gespeisten Wärmkraftwerkes liegen. Das Energiesekretariat hat bisher keine konkreten Angaben über Kosten bekanntgegeben.

			Was Sonnenkraftwerke betrifft, so hat ein chinesisches Unternehmen Interesse bekundet, eines auf der Hochebene von Atacama, in der Provinz Jujuy zu bauen, wo die Sonne ständig und intensiv scheint. Doch die Sonnenenergie wird schon immer mehr über besondere Platten erhalten, die auf den Dächern montiert werden. Ohne die Kapital- und Instandhaltungskosten zu berechnen, wird dieser Strom dann praktisch zu Nullkosten erzeugt. Was hier noch fehlt, ist die Einführung eines Systems, das erlaubt, überschüssige Energie an das Netz zu liefern. Das ist jedoch gewiss kein einfaches Problem. Bei Sonnenenergie spielen auch Batterien eine Rolle, die es erlauben, die Energie, die tagsüber erzeugt wird, am Abend zu verwenden. In diesem Sinn ist der Fortschritt von großer Bedeutung, der bei Lithiumbatterien erreicht wird.

			Bei der Stromwirtschaft muss das Kostenproblem beachtet werden, das bei neuen Investitionen, die unmittelbar vorgesehen sind, sehr stark auftritt. Die Stromkosten liegen  bei den Wasserkraftwerken in Santa Cruz weit über dem landesweiten Durchschnitt und auch über dem Preis, der auf dem Grossistenmarkt gilt. Diese Kraftwerke erfordern somit hohe Subventionen. Ebenfalls sollen die neuen Kernkraftwerke, die chinesische Firmen bauen und finanzieren wollen, mit noch viel höheren Kosten tätig sein, wobei in diesem Fall der gesamte erzeugte Strom aufgenommen werden muss, weil diese Kraftwerke sehr starr sind und sich nicht einer schwankenden Nachfrage anpassen. Das allgemeine System, das in den 90er Jahren eingeführt wurde, das CAMMESA, das Staatsunternehmen, das den Grossistenmarkt für Strom betreibt, erlaubt, jeweils den billigsten Strom zu beziehten (was den Wasserkraftwerken Priorität vor den Wärmekraftwerken gibt, wie es logischerweise sein muss), kann hier nicht angewendet werden. Wenn immer mehr teurer Strom erzeugt wird, dann führt dies zu höheren Tarifen und/oder zu höheren Subventionen. Beides ist problematisch.

			Das Problem der Stromwirtschaft muss auch von der Seite des Konsums angegangen werden. Bei privaten Haushalten besteht schon seit 2003 ein Rabatt, wenn weniger als im Vorjahr konsumiert wird. Ebenfalls besteht beim Konsum eine progressive Skala, die jedoch verschärft werden müsste. Hier geht es vornehmlich darum, dass die Haushalte und Büros ihre Luftkühlanlagen auf 24 statt 18 Grad einstellen, wie es Präsident Macri persönlich empfohlen hat. Der Stromverbrauch sinkt dabei angeblich auf fast die Hälfte. Ebenfalls regt ein höherer Tarif für einen hohen Konsum die Abschaltung der Luftkühlanlagen in Räumen an, in denen sich niemand befindet.  

			Die Sparpolitik hat jedoch noch viel wichtigere Möglichkeiten. So sollten, wie es in anderen Ländern schon der Fall ist, Unternehmen bei ihrer Stromrechnung einen Rabatt erhalten, die eigene Stromanlagen in Momenten des Spitzenkonsums einsetzen. Wenn beim Stromkonsum die Spitzen geringer werden, die normalerweise am Abend eintreten, dann reicht auch eine geringere Versorgung aus, um den Bedarf zu befriedigen. Theoretisch sollte es auch einen geringeren Tarif für die Nachtzeit geben, wo der Konsum drastisch sinkt, so dass Angebot im Überfluss besteht. Doch dies erfordert die Einrichtung doppelter Messgeräte, was man nur bestimmten Verbrauchern zumuten kann.

			Die Politik für den Elektrizitätsbereich erfordert viel Denkarbeit, um sie rationell zu gestalten, die Investitionen so niedrig wie möglich zu halten (weil der Staat bei Infrastrukturinvestitionen ohnehin überfordert ist) und zu den bestmöglichen Lösungen zu gelangen. In diesem Sinn ist es wichtig, dass sich vor über einem Jahrzehnt schon acht ehemalige Energiesekretäre zusammengetan haben, um diese Thematik zu studieren, Lösungen vorzuschlagen und auf Fehlentscheidungen hinzuweisen. Während Cristina K. deren Mitwirkung nicht in Anspruch nehmen wollte, wurden sie von der Macri-Regierung zu Rate gezogen. Doch in letzter Zeit soll es hier einen Kurzschluss gegeben haben. Das wäre wirklich schade, denn auf einem so komplexen Gebiet wie diesem sollte man gewiss nicht auf diesen Beitrag verzichten. Auf alle Fälle sollte sich die Regierung bemühen, die Energieproblematik eingehend zu erklären, um auch andere Fachleute, Wirtschaftler oder Unternehmer anzuspornen, zum Thema Stellung zu nehmen und eventuell Vorschläge zu machen. Fehlentscheidungen sind hier sehr kostspielig.

			 

			 

		

	